
Bundessozialgericht

;3.Bi 352121;

Zugestellt am
27° Februar 1974

Reg„—Obersekretär
als Urkunde—
bcamtcr der
Geschäftsstelle

I m N a m e n d e s V o l k e 5

U r t e i l

in dem Rechtsstreit

Kläger und Revisibnskläger,

— Prozeßbevollmächtigte: „„„„„„„„„„„„„„„„ ° „„„„„„„„ —

g e g e n

Beklagte und Revisionsbeklagte

Das Bundessozialgericht, 4„ Senat‚ hat ohne münd—

liche Verhandlung am 540 Januar 4974 durch seine

Richter P e n q n i t t — Vorsitzender —‚
Dr„ E c k eir und M ü l l e r und die ehren—

amtlichen Richter Dr„ L i n d e und H a u s e n
für Recht erkannti

Das Urteil des Bayerischen Landessozialgerichts

vom 20„ März 1975 wird aufgehoben„ Der Rechts—

streit wird an das Landessozialgericht zurück—

verwiesen°
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Der Kläger strebt mit Rücksicht auf Sachbezüge, die er

von 4924 bis 4944 neben Barbezügen erhalten habe, die

Erhöhung der ihm bewilligten Versichertenrente an (Art° 2

5 55 des Arbeiterrentenversicherungs—Neuregelungsgesetzes

LArVNGÜ)„ Nit Bescheid vom 7‚ April 4974 lehnte es die

Beklagte ab, die Rente„ anzuheben, insbesondere deshalb,

weil der Kläger bei seinem Vater beschäftigt gewesen sei,

als er freie Kost und Wohnung erhalten habe„ Die Zustel—

lung des Bescheides der Beklagten, der als Einschreiben

zur Post gegeben wurde, gilt als am 49, April 4974 be—

wirkt° Am 22° April 4974 ging bei der Beklagten ein Schrei—

ben ein, das an die "Widerspruchsstelle" der Landesver—

sicheruhgsanstalt (LKA) adressiert war und in dem der Klä—

ger erklärte, er lege "Widerspruch zur Landesversiche—

rungsanstalt" ein mit dem Antrag zu erkennen, daß der Ver—
sicherungsträger zur Höherbewertung der streitigen Bei—

träge verpflichtet sei° Die Beklagte leitete die Eingabe

des Klägers weiter
an das Sozialgericht (SG)° Dort lag

-sie am 50, April 4974 vor, Nach Beweiserhebung hob das

_SGden ablehnenden Bescheid teilweise auf und verurteilte
die Beklagte, die Versicherungszeiten zwischen Februar

4924 und Januar 4944 nach Art; 2 5 55 Abs, 2 ArVNG zu
bewerten°

Das Landessozialgericht (LSG) hat dieses Urteil aufgehoben
und die Klage abgewiesen° Seines Erachtens hat das erst—

instanzliche Gericht zu Unrecht in der Sache selbst ent—

schieden° Es hätte
— so das LSG — die Klage, Weil verspä—

tet, als unzulässig abweisen müssen° Die Frist zur Klage—

erhebung habe am 490 Mai 4974 geendet° zu diesem Zeitpunkt

habe es eine Klage nicht gegeben° Der “Widerspruch" des

.Klägers könne nicht als Klage gewertet werden, weil in ihm
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nicht das Verlangen um Rechtsschutz durch das Gericht aus—

gesprochen sei° Eine Uiedereinsetzung in den vorigen Stand

komme nicht in Betracht, weil der Kläger die ihm erteilte

Rechtsbehelfsbelehrung mißachtét und somit die Fristver—

säumnis verschuldet habeo — Das LSG hat die Revision nicht

zugelassen„

Der Kläge1 hat gleichwohl Revision eingelegt° Er be—*
antragt, das Berufungsurteil aufzuheben und den Rechts—

streit an
die Vorinstanz zurückzuverweisen° Er meint, das

LSG hätte von der Existenz einer rechtzeitig erhobenen Klage
ausgehen müssen° Die Abgabe der "Widerspruchs”schrift
durch die Beklagte und die Art, wie das SG die Sache behan—

delt habe, entsprächen einer ständigen, rechtlich zutref—

fenden Praxis°

Die Beklagte beantragt, die Revision als unzulässig zu

ver-werfen°

Die Revision ist zulässig; mit ihr ist ein wesentlicher

Verfahrensmangel formgerecht geltend gemacht worden (5 462

Abs„ 4 Nr, 2, % 464 Abs, 2 Satz 2 des\80zialgerichtsge— ‘

setzes —SGG—).Das LSG hätte in der Sache selbst entschei—
den und nicht die Klage wegen Fehlens einer Prozeßvoraus—

setzung als unzulässig abweisen dürfen° Der Rentenfest—

stellungsbescheid der Beklagten, der eine Leistung betraf,

auf die ein Rechtsanspruch bestand, war allerdings mit der

Klage anzufechte_m° Ein Vorverfahren hatte nieht stattzufin—

den (5 79 Nr° 4 SGG)„ In dem "Widerspruch" des Klägers gegen

die Ablehnung der Gewährung einer höheren Rente hätte das

Berufungsgericht aber die Klage erblicken müssen°
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Richtig ist„ daßein{Ausspruchder Unzufriedenheitmit
einer Verwaltungshandlung oder eine Kritik an einer behörd—

lichen Maßnahme allein nicht als Klage anzusehen ist° In

solchen Fällen mag man geneigt sein, eher von einem Wider—

spruch als von einer Klage auszugehen° Darauf, daß ledig—

lich ein Mißfallen kundgegeben werden soll, mag es auch

hindeuten, wenn bloß Gegenvorstellungen erhoben und an die

Adresse der Behörde oder des Versicherungsträgers gerichm‘

tet werden‚ gegen deren Akt sich der Betreffende wendet

(vgl° BSG 5„ 7. 4962 — 7 RKg 15/59 —; 29° 6° 4967 —
2 RU 95/66 —)„ Zur sozialgerichtlichen Anfechtungs— und

Leistungsklage gehört der Wille, dureh Ingangsetzung des

gerichtlichen Verfahrens eine Änderung derjenigen Verwal—

tungsentscheidung herbeizuführen, durch die der Beteiligte

sich beschwert fühlt° Dieser Wille muß erkennbar geäußert

sein„ Im Vordergrund steht indessen das von dem Beteiligten

gewünschte Resultat° In der Regel wünscht der Rechtsuchehde

die vorurteilsfreie Prüfung der beanstandeten Entscheidung°

Demgegenüber hat für ihn der dafür einzuschlagende Weg,

nämlich die Bitte um richterlichen Rechtsschutz im allge—

meinen nur untergeordnete Bedeutung° Deshalb kann bei

einem Sachverhalt wie dem hier zu beurteilenden die Klage—

absicht ohne weitere Rückfrage unterstellt werden; Diese

Absicht wäre selbst dann nicht fraglich9'wenn der Kläger
die Verwaltung erst noch zur Selbstkorrektur hätte veran—
lassen wollen„ Bei verständiger Würdigung kann nicht

zweifelhaft sein‚ worum es dem Kläger — jedenfalls in

erster Linie — ging, und daß er seine Rechtsverfolgung
nicht wegen einer Fristversäumnis scheitern lassen wolltea

Außerdem ist zu bedenken, daß die beklagte Verwaltung das

Vergreifen des Klägers im richtigen Rechtsbehclf no:h vor

Ablauf der Klagefrist bemerkteo Bei Zweifel an der Klage«

absicht hätte es an ihr gelegen‚ bei dem Kläger zurückzu—

fragen„ Da man von einem vernünftig handelnden Kläger aus—

I \H l
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zugehen hat, ist zu
unterstellen‚ daß der Hinweis der

Beklagten bei der noch offenen Frist so gut wie sicher

die rechtzeitige Klarstellung der Klageabsicht zur Folge

gehabt‘hätte° Aus diesem Grunde war es gerechtfertigtl

auch ohne ein Befragen des Klägers seinen Widerspruch

in die Klage umzudeuteno Ein solches Vorgehen entspricht

dem für alle Prozeßordnungen anerkannten Grundsatz, daß
Verkennen der verfahrensrechtlichen Lage möglichstein

nicht zu einem Verlust an Rechtsschutz führen soll (dazu:

Vollkommer, Formenstrenge und prozessuale Billigkeit‚

1975, 30 f„ mit Rechtsprechungsnachweisen‚ 58‚ 55)„ Dieser

Gedanke ist in der gesetzlichen Ordnung des sozialgerichtw

lichen Verfahrens selbst verwirklicht° Auf ihm beruht vor

allem @91 SGG, wonach die Frist für die Erhebung der
Klage auch dann als gewahrt gilt, wenn die Klageschrift

innerhalb der Frist statt bei dem zuständigen Gericht

bei einer anderen inländischen Behörde oder einem Ver—

sicherungsträger eingegangen ist° Die gleiche Erwägung

liegt % 92 SGG zugrunde‚ der nahezu von jedem Formerfor—

dernis an die Klage abSieht°

Hiernach ist der strengeren Auffassung des Berufungsge«

richts nicht beizupflichten° Sein Verfahren erscheint

mit der SozialgerichtSordnung nicht vereinbar° Mit dem

auf diese Überlegung gegründeten Revisionsangriff hat

sich der Kläger das Rechtsmittel eröffnet„ Die Revision ‘

ist auch begründet‚ weil das LSG von einer Sachentschei—

dung zu Unrecht abgesehen hat° Damit diese nachgeholt

werden kann, ist das Berufungsurteil aufzuheben und der

Rechtsstreit an das LSG zurückzuverwéisen„
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Die Entscheidung über die Kosten des Revisionsverfahrens

bleibt dem Berufungsgericht vorbehalten° V
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